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Zusammenfassung 
 

Dem Eigenkapital von Unternehmen kommt eine herausragende Bedeutung zu, weil es den 
Unternehmen Verfügungsmacht über Haftungspotentiale verschafft. Insbesondere gilt dies für 
Banken, da sie eine zentrale Stellung in den Zahlungs- und Haftungsbeziehungen einer 
Volkswirtschaft einnehmen und die Eigenkapitalquote von Banken gering ist. Der Einsatz von 
Eigenkapital bei schlagenden Risiken stellt eine letzte Verteidigungslinie dar, die Fremdkapi-
talgeber vor Verlusten schützt. Daher ist es notwendig, die rechnerische Erfassung bankbe-
trieblicher Leistungsprozesse so zu gestalten, daß die Erfolgsbeiträge, die auch durch den Ein-
satz von Eigenkapital entstehen, vollständig offengelegt werden. Nur so kann sichergestellt 
werden, daß die dem Eigenkapital immanenten Leistungen korrekt entlohnt werden und nicht 
vom Markt verschwinden. Der Aufsatz hat den gesonderten Ausweis eines Eigenkapitalbei-
trags zum Ziel. Wie dieser Eigenkapitalbeitrag in das System der Erfolgsbeiträge der Markt-
zinsmethode zu integrieren ist, wird an einem Beispiel gezeigt. 
 
JEL-Klassifikation: G 21, M 41 
Schlagworte:  Bankcontrolling, Marktzinsmethode 
 
 

Abstract 
 

“The contribution of equity capital in the market-interest-rate-approach” 
 
Equity capital is of substantial importance to firms, because it enables them to exercise con-
trol over risk bearing potentials. To an even larger extent, this is true for banks, since they 
play a key role in the functioning of today’s economies. Moreover, the share of banks’ equity 
capital is usually rather small. If risk occurs, banks’ equity capital can be used as one of the 
last lines of defence, shielding depositors from losses. Therefore, it is necessary to create a 
cost accounting system that considers equity capital as well as all other factors employed in 
the production of banks’ output. Including an equivalent amount for the contributions of eq-
uity capital in the prices of banks’ output may help to pay for the input of equity capital as 
well as preventing it from disappearing. We attempt to separate a special contribution for 
banks’ equity capital from the financial returns. An example illustrates how the separated con-
tribution of banks’ equity capital can be incorporated in the market-interest-rate-approach. 
 
JEL-classification: G 21, M 41 
Keywords:  Bank controlling, market-interest-rate-approach 

 
 



 1

1 Einleitung* 
 
Im Bankcontrolling hat sich bei der Ermittlung liquiditätsmäßig-finanzieller Erfolgsbeiträge 

die Marktzinsmethode schon seit Beginn der 1990er Jahre in Theorie und Praxis weitgehend 

durchgesetzt.1 Ihre Vorgängerinnen, die Pool- und Schichtenbilanzmethode, gingen im Rah-

men der Zinsverrechnung noch vom gesamten Zinsüberschuß aus und verteilten ihn anschlie-

ßend auf die einzelnen Geschäfte. Dieses Vorgehen führte häufig zu falschen Ergebnisinfor-

mationen und wurde vor allem kritisiert, weil erstens die Durchschnittsbildung eine unzurei-

chende Grundlage für eine Einzelgeschäftskalkulation darstellte, zweitens eine willkürliche 

Hälftelung des Gesamt- oder Schichtenerfolgs vorgenommen wurde, drittens die Schichtung 

großer zeitlicher Instabilität unterlag und in der Regel nicht auf theoretisch nachweisbaren 

Mechanismen fußte sowie viertens der Erfolgsbeitrag der Zentraldisposition aus der Fristen- 

und Währungstransformation nicht gesondert ausgewiesen wurde.2

Die Marktzinsmethode wurzelt im Konzept der pretialen Lenkung nach Schmalenbach und 

macht sich gleichzeitig das Opportunitätsprinzip zu nutze.3 Sie geht im Rahmen der Zinsver-

rechnung vom Einzelgeschäft aus und ermittelt einen wesentlichen Erfolgsbeitrag durch einen 

Vergleich der Konditionen des Einzelgeschäfts mit dem entgangenen Nutzen eines entspre-

chenden Opportunitätsgeschäftes, wobei man sich bei der Suche nach der nächst besten nicht 

gewählten Alternative (Opportunität) aus Gründen der Objektivität auf den Geld- und Kapi-

talmarkt beschränkt (geld- und kapitalmarktbezogenes Opportunitätsprinzip).4 Hinzu tritt 

noch ein gesamtgeschäftsbezogener Erfolgsbeitrag, der die Fristen- und Währungstransforma-

tion abbildet. Den gesamten Zinsüberschuß ermittelt man dann aus der Summe der einzelnen 

Erfolgsbeiträge. 

So sehr die Marktzinsmethode mit ihrem Verzicht auf Finanzierungszusammenhänge zwi-

schen Aktiva und Passiva konzeptionell zu überzeugen vermag, so wenig lassen sich die viel-

fältigen, zum Teil auch gesetzlichen Rahmen- und Nebenbedingungen bei der Zielerreichung 

von Banken ignorieren. Bei ihrer Geschäftstätigkeit unterliegen Banken zahlreichen Normen, 

deren Verletzung die Existenz des Unternehmens in Frage stellen kann. Solche zentrale und 

existentielle Normen bilden zum Beispiel die Zahlungs- und Schuldendeckungsfähigkeit nach 

                                                           
* Der Aufsatz ist unserem akademischen Lehrer Herrn Prof. Dr. Karl Lohmann zum 65. Geburtstag gewidmet. 
1 Schierenbeck (1994), S. 1418f.; Schierenbeck (2003). 
2 Droste u.a. (1983); Flechsig (1985); Blattmann (1987). 
3 Schmalenbach (1947, 1948); Albach (1974); Samuelson/Nordhaus (1998), S. 127-130; Bofinger (2003), S. 55 

u. 53. 
4 Lohmann/Enke/Körnert (1995), S. 12 u. 177; Lohmann (1997), S. 121f. 
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§§ 17, 18 und 19 Insolvenzordnung, die in den branchenspezifischen Vorschriften der §§ 10, 

10a und 11 Kreditwesengesetz (KWG) näher kodifiziert und mit den Grundsätzen I und II 

durch eine Art Ausführungsbestimmung versehen sind. In diesem Zusammenhang muß man 

auch die Begrenzungen der bankbetrieblichen Beteiligungen nach §§ 12 und 12a KWG sowie 

die Limitierung von Großkrediten nach §§ 13, 13a und 13b KWG sehen. 

Die Forderung nach einer ausreichenden Verfügungsmacht über Zahlungs- und Haftungs-

potentiale spiegelt eine Situation in Bankbetrieben wider, die durch Engpässe bei den Zah-

lungsmitteln und vor allem bei den Haftungsmitteln gekennzeichnet ist.5 Die Steuerung von 

Engpässen stellt eine wesentliche Aufgabe des Bankmanagements dar. Um rationale unter-

nehmerische Entscheidungen zu treffen, muß das Management vom Controlling mit den ent-

sprechenden Informationen versorgt werden. 

Ziel dieses Aufsatzes ist es, neben den beiden traditionellen Erfolgsbeiträgen der Marktzins-

methode (Zinskonditions- und Fristentransformationsbeitrag) mit Hilfe von Schattenpreisen 

explizit einen Eigenkapitalbeitrag herauszuarbeiten. Damit sollen wirksame Steuerungen am 

wachstumshemmenden Engpaß Eigenkapital ermöglicht werden. Die theoretischen Überle-

gungen sollen zudem mittels leicht nachvollziehbarer Beispiele ergänzt werden, um auf gra-

phischem Wege zu Lösungen zu gelangen, die anschaulich wesentliche Problemzusammen-

hänge offenlegen. 

Hierzu wird im folgenden Teil 2 auf die traditionelle Vorgehensweise bei der Ermittlung des 

Zinskonditions- und Fristentransformationsbeitrages eingegangen, wobei gleich auch Min-

destreservevorschriften berücksichtigt werden. Teil 3 begründet die Notwendigkeit der Sepa-

rierung eines Eigenkapitalbeitrags und stellt die allgemeine Vorgehensweise bei seiner Sepa-

rierung dar. In Teil 4 werden die Erfolgsbeiträge bei einem Engpaß in Grundsatz I berechnet, 

indem zuerst die zinsüberschußmaximierende Bilanzstruktur ermittelt wird, um anschließend 

mit Hilfe des Schattenpreises des limitierenden Engpasses den Eigenkapitalbeitrag von den 

traditionellen Erfolgsbeiträgen separieren zu können. Der Aufsatz schließt in Teil 5 mit einem 

kurzen Fazit. 

 

                                                           
5 Marusev/Siewert (1990, 1991). Vgl. zu Gefährdungen von Bankensystemen durch einen Mangel an risikoab-

sorbierendem Haftungspotential Körnert (2002, 2003). 
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2 Separierung traditioneller Erfolgsbeiträge in der Marktzinsmethode 
 
Erfolgsmaßstab für jedes Zinsgeschäft mit Kunden bildet der am Abschlußtag des jeweiligen 

Einzelgeschäfts gültige Zinssatz für ein alternatives Geld- oder Kapitalmarktgeschäft. Bei der 

Auswahl des Alternativgeschäfts ist darauf zu achten, daß sich beide Geschäfte auf die glei-

che Bilanzseite beziehen und die gleiche Fristen- und Zahlungsstruktur besitzen. Gemäß dem 

Opportunitätsprinzip verdrängt ein Aktivgeschäft mit Kunden eine ansonsten mögliche Anla-

ge am Geld- oder Kapitalmarkt; ein Passivgeschäft mit Kunden vermeidet eine Beschaffung 

monetärer Leistungen am Geld- oder Kapitalmarkt. 

Der Zinskonditionsbeitrag stellt die positive oder negative Bewertungsdifferenz zwischen 

dem tatsächlich gewährten oder erzielten Haben- oder Sollzinssatz des Kundengeschäfts und 

dem ermittelten kalkulatorischen Opportunitätszinssatz für ein fristenstrukturkongruentes al-

ternatives Geld- oder Kapitalmarktgeschäft dar. Der gesamte Zinskonditionsbeitrag ermittelt 

sich dann aus der Summe der Zinskonditionsbeiträge über alle Aktiv- und Passivgeschäfte. 

Formelmäßig läßt sich der Zinskonditionsbeitrag (ZKBAi) eines Aktivgeschäfts mit dem In-

dex i und der Zinskonditionsbeitrag (ZKBPj) eines Passivgeschäfts mit dem Index j wie folgt 

erfassen: 

ZKBAi = (SZAi – GKMZAi) · Ai     i = 1,..., m 

ZKBPj = (GKMZPj – HZPj) · Pj     j = 1,..., n 

ZKB = ZKBA + ZKBP = ZKB ZKBAi
i

Pj
j

∑ ∑+  

Übersicht 1: Bankbilanz zur Ermittlung der traditionellen Erfolgsbeiträge 

   Bankbilanz  
SZ  GKMZ TGZ Aktiva in Mio. € Passiva in Mio. € TGZ GKMZ HZ 
2% 
0% 

3% 3% A1  Mindestreserve 
      Liquiditätsreserve 

  1,6 
13,4

30 Sichteinlagen  P1 
(Nichtbanken)  

3% 3% 0,5%

7% 7% 3% A2  Bundesanleihen 10 50 Spareinlagen  P2 3% 5% 3% 
10% 3% 3% A3  Kontokorrentkredit  

      (Nichtbanken) 
75 20 Sparbriefe  P3 

(RLZ 4 Jahre)  
3% 6% 6% 

 DBS           100 100     DBS  
SZ = Sollzinssatz; GKMZ = Geld- oder Kapitalmarktzinssatz; TGZ = Tagesgeldzinssatz; HZ = Habenzinssatz; 
RLZ = Restlaufzeit; DBS = durchschnittliche Bilanzsumme. 
 
Steuerungskorrekturen wegen der bei der Europäischen Zentralbank zu unterhaltenden Min-

destreserve erfolgen beim Zinskonditions- und Fristentransformationsbeitrag. Die Korrektur 

beim Zinskonditionsbeitrag wird sinnvollerweise im Rahmen einer „Nettorechnung“ vorge-
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nommen.6 Dabei verkürzt man in Höhe der Mindestreserve die Bilanz. Dies geschieht auf der 

Aktivseite an der Barreserve; auf der Passivseite werden die Opportunitätsgeschäfte der mit 

Mindestreserve belasteten Passiva verringert. 

Mit Hilfe der in Übersicht 1 dargestellten Bankbilanz sollen nun die Zinskonditionsbeiträge 

an einem konkreten Beispiel ermittelt werden. Zu beachten ist, daß sich die Barreserve (A1) in 

Höhe von 15 aus der Mindestreserve mit den Mindestreservesätzen in Höhe von jeweils 2% 

für Sichteinlagen (0,02 · 30 = 0,6) und Spareinlagen (0,02 · 50 = 1,0) sowie aus der Liquidi-

tätsreserve in Höhe von 13,4 zusammensetzt.7 Im Rahmen einer Nettorechnung zur Mindest-

reserve reduziert man einerseits die Position A1 um die Mindestreserve von 1,6 (= 0,6 + 1,0) 

sowie andererseits die Opportunitätsgeschäfte zu den Positionen P1 um 0,6 und P2 um 1,0. 

Berücksichtigen muß man die Verzinslichkeit der Mindestreserve in Höhe der unterstellten 

2% p.a. auf der Passivseite bei den Positionen P1 und P2 mit P1 = 0,02 · 0,6 = 0,01 sowie  

P2 = 0,02 · 1,0 = 0,02. Der Zinskonditionsbeitrag beträgt insgesamt 6,56 €. Für die einzelnen 

Zinskonditionsbeiträge ergeben sich nachfolgende Rechnungen: 

ZKBA1 = (0 – 0,03) · 13,4 = -0,40 € 

ZKBA2 = (0,07 – 0,07) · 10 = 0 € 

ZKBA3 = (0,1 – 0,03) · 75 = 5,25 € 

ZKBP1 = 30 · 0,98 · 0,03 – 30 · 0,005 + 0,01 = 0,74 € 

ZKBP2 = 50 · 0,98 · 0,05 – 50 · 0,03 + 0,02 = 0,97 € 

ZKBP3 = (0,06 – 0,06) · 20 = 0 € 

ZKB = ZKBA + ZKBP = 4,85 + 1,71 = 6,56 €. 

Der Fristentransformationsbeitrag, gemeinsam mit dem Währungstransformationsbeitrag 

häufig auch nur als Strukturbeitrag bezeichnet, stellt die zweite Komponente der traditionellen 

Erfolgsbeiträge im Rahmen der Marktzinsmethode dar. Er ermittelt sich als positive oder ne-

gative Bewertungsdifferenz zwischen dem kalkulatorischen Opportunitätszinssatz für ein fri-

stenstrukturkongruentes alternatives Geld- oder Kapitalmarktgeschäft und dem bei Abschluß 

des Geschäftes geltenden Geldmarktsatz für täglich fälliges Geld.8 Der gesamte Fristentrans-

formationsbeitrag ermittelt sich dann aus der Summe sämtlicher Aktiv- und Passivgeschäfte. 
                                                           
6 Schierenbeck (2003), S. 86-89. 
7 Vgl. zur aktuellen Mindestreserve die „Verordnung (EG) Nr. 1745/2003 der europäischen Zentralbank vom 

12. September 2003 über die Auferlegung einer Mindestreservepflicht (EZB/2003/9)“; Deutsche Bundesbank 
(2004), S. 42*; Hartmann-Wendels/Pfingsten/Weber (2004), S. 44f. Mögliche Freibeträge nach Art. 3 der 
Verordnung über die Mindestreservepflicht bleiben aus Gründen der Vereinfachung hier unberücksichtigt. 

8 Der Zinssatz für täglich fälliges Geld (TGZ) übt lediglich eine Funktion als Referenzzinssatz aus und könnte 
durch jeden beliebigen Zinssatz substituiert werden. 
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Formelmäßig läßt sich der Fristentransformationsbeitrag (FTBAi) eines Aktivgeschäfts mit 

dem Index i und eines Passivgeschäfts (FTBPj) mit dem Index j wie folgt erfassen: 

FTBAi = (GKMZAi – TGZ) · Ai    i = 1,..., m 

FTBPj = (TGZ – GKMZPj) · Pj    j = 1,..., n 

FTB = FTBA + FTBP = FTB FTBAi
i

Pj
j

∑ ∑+  

Steuerungskorrekturen hinsichtlich der Mindestreserve ergeben sich an der Barreserve  

(15 – 1,6 = 13,4) sowie an den mit Mindestreserve belasteten Passiva. Im folgenden dient 

wieder die Bankbilanz der Übersicht 1 als Basis für eine Berechnung der Fristentransformati-

onsbeiträge an einem konkreten Beispiel: 

FTBA1 = (0,03 – 0,03) · 13,4 = 0 € 

FTBA2 = (0,07 – 0,03) · 10 = 0,4 € 

FTBA3 = (0,03 – 0,03) · 75 = 0 € 

FTBP1 = (0,03 – 0,03) · 30 · 0,98 = 0 € 

FTBP2 = (0,03 – 0,05) · 50 · 0,98 = -0,98 € 

FTBP3 = (0,03 – 0,06) · 20 = -0,6 € 

FTB = FTBA + FTBP = 0,4 – 1,58 = -1,18 €. 

Der Fristentransformationsbeitrag beträgt insgesamt -1,18 €. Er ist im vorliegenden Beispiel 

kleiner Null, weil die Bank bei normaler Zinsstruktur eine negative Fristentransformation 

betrieb. Aussagekraft besteht wegen der willkürlichen Festlegung des Tagesgeldzinssatzes als 

Referenzzinssatz nur bezüglich der Gesamtsumme aller aktivischen und passivischen Fristen-

transformationsbeiträge und nicht bezüglich einzelner Bilanzpositionen oder Bilanzseiten. Im 

Rahmen einer Probe muß die Summe sämtlicher Erfolgsbeiträge mit dem aus folgender Zins-

überschußformel zu ermittelnden Zinsüberschuß übereinstimmen: 

ZÜ = SZA1A1 + SZA2A2 + SZA3A3 – HZP1P1 – HZP2P2 – HZP3P3

ZÜ = 0,02 · 1,6 + 0 · 13,4 + 0,07 · 10 + 0,1 · 75 – 0,005 · 30 – 0,03 · 50 – 0,06 · 20 = 5,38 € 

ZÜ = ZKB + FTB = 6,56 – 1,18 = 5,38 €. 

Die Separierung der beiden Erfolgsbeiträge hat weitgehende steuerungsrelevante Implikatio-

nen, wenn man zum Beispiel die Wirkung der Hereinnahme weiterer Spareinlagen, der Ände-

rung der Mindestreservesätze oder des Abschlusses völlig neuer Geschäfte untersuchen möch-

te. Darüber hinaus kann im Rahmen einer Abweichungsanalyse beispielsweise ein Kundenbe-

rater beim Konditionsbeitrag für die Abweichungen verantwortlich gemacht werden, wie sie 
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durch zu großzügige Gewährung von Habenzinsen oder durch zu geringe Inrechnungstellung 

von Sollzinsen in Kundengeschäften entstehen. Von ihm nicht zu verantwortende Erfolgsbei-

träge, die durch Fristentransformationen verursacht werden, sind hingegen der Verantwort-

lichkeit der Zentraldisposition zu unterstellen. Im nächsten Teil wird untersucht, ob die expli-

zite Einarbeitung eines weiteren Erfolgsbeitrags – nämlich des Eigenkapitalbeitrags – die 

steuerungsrelevante Transparenz der Marktzinsmethode erhöht und auf diese Weise zusätzli-

che, wichtige Informationen für unternehmerische Entscheidungen zu liefern vermag. 

 
3 Notwendigkeit eines Eigenkapitalbeitrags und Vorgehensweise bei seiner Separierung 
 
Im Rahmen des betrieblichen Leistungserstellungsprozesses gehen sowohl Fremd- als auch 

Eigenkapitalgeber offene Leistungsbeziehungen mit dem betreffenden (Bank-)Betrieb ein und 

unterwerfen sich der Gefahr, daß ihre gläubiger- oder anteilseignerrechtlichen Ansprüche zu 

einem in der Zukunft liegenden Zeitpunkt nicht oder nicht in vollem Umfang befriedigt wer-

den. Gemäß unserer Wirtschaftsverfassung ist es aber gerade das Eigenkapital als Kern des 

finanziellen Haftungspotentials, das im Sinne eines Puffers das Fremdkapital vor schlagend 

werdenden Risiken schützen soll. Damit wird die Haftungsfunktion des Eigenkapitals hervor-

gehoben.9 Als weitere zentrale Funktion wird dem Eigenkapital noch die Finanzierungsfunk-

tion zugeschrieben, worin es sich allerdings vom langfristigen Fremdkapital letztlich nicht 

unterscheidet.10

Es ist unverkennbar, daß es die Haftungsfunktion ist, die das Eigenkapital aus den Passiva 

heraushebt.11 Hieraus und aus der im allgemeinen geringen Eigenkapitalquote bei Banken 

wird deutlich, daß im Zusammenhang mit den spezifischen Funktionen des Eigenkapitals eine 

besondere Vorgehensweise bei der Ermittlung des Erfolgsbeitrags dieser Passivposition not-

wendig ist. Das wird mit Blick auf die Ermittlungs-, Prognose-, Vorgabe- und Kontrollfunk-

tionen der Kosten- und Leistungsrechnung noch untermauert. Aus dem Blickwinkel der Funk-

tionen der Kosten- und Leistungsrechnung ist eine von der restlichen Passiva getrennte Be-

handlung des Eigenkapitals schon deshalb sinnvoll, weil sämtliche Verbräuche oder Nutzun-

gen von Faktoren im betrieblichen Leistungserstellungsprozeß rechnerisch erfaßt, realitätsge-

treu abgebildet und vollständig offengelegt werden sollen.12 Dazu gehört neben der Ermitt-
                                                           
9 Deppe (1989), S. 202 u. 208; Liebau (1989), S. 74-78. 
10 Zu den Funktionen des Eigenkapitals: Stummer/Nolte (2002); Bieg/Krämer/Waschbusch (2003), S. 3-5. 
11 Körnert (2003a), S. 129-149, insbesondere S. 143. 
12 Eine detaillierte Untersuchung zu den Produktionsfaktoreigenschaften (knapp, Nutzen stiftend, mit Preis 

versehen) des Eigenkapitals als Kern des monetären Faktors findet sich bei Liebau (1989), S. 50-59. 
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lung des Zahlungsbeitrags des Eigenkapitals vor allem die unverzerrte Darstellung der Bele-

gung des Eigenkapitals mit Risiken, was seinen Ausdruck in einem speziell herauszuarbeiten-

den Haftungsbeitrag findet. 

Grundsätzlich ließe sich der Erfolgsbeitrag der Passivposition Eigenkapital analog zu den 

übrigen Passiva bestimmen und unter den traditionell ermittelten Erfolgsbeiträgen subsumie-

ren. Bei der Separierung des Eigenkapitalbeitrags wird deshalb sinnvollerweise von den be-

stehenden Erfolgsbeiträgen (Zinskonditions- und Fristentransformationsbeitrag) ausgegangen. 

Allerdings müssen darüber hinaus noch die theoretisch nachweisbare Mechanismen der Zah-

lungs- und vor allem der Haftungssphäre der Banken berücksichtigt werden. Diese theoretisch 

nachweisbaren Mechanismen resultieren aus externen Datensetzungen, denen Bankbetriebe 

unterworfen sind, und sollen der Sicherung der Existenzbedingungen des liquiditätsmäßig-

finanziellen Bereichs, nämlich der Zahlungs- und Schuldendeckungsfähigkeit, dienen. Solche 

Bedingungen finden beispielsweise ihren Ausdruck in den schon eingangs erwähnten Vor-

schriften des Kreditwesengesetzes mit den daraus abgeleiteten Grundsätzen I und II, aber 

auch in den Begrenzungen für Beteiligungen und für Großkredite (§§ 10 bis 13 KWG).13 Die 

Schuldendeckungsüberlegungen gehen von bankaufsichtlicher Seite vereinfacht ausgedrückt 

dahin, daß man die Höhe der Risikoaktiva, der Beteiligungen und der Großkredite durch die 

Höhe des haftenden Eigenkapitals der Banken begrenzt. Im Rahmen bankaufsichtlicher Li-

quiditätsüberlegungen erfordert die Sicherung der Zahlungsfähigkeit, daß die kurzfristigen 

Zahlungsverpflichtungen die kurzfristigen Zahlungsmittel nicht übersteigen. Das Verhältnis 

von Zahlungsmitteln und Zahlungsverpflichtungen muß demnach größer oder gleich Eins 

sein.14

Wird einem Bankbetrieb Eigenkapital zugeführt, so trägt dies zur Erhöhung des Haftungspo-

tentials und/oder des Zahlungspotentials sowie zum Aufbau der damit verbundenen Reservoi-

re bei.15 Aufgrund dieser Tatsache muß konsequent in einen Haftungs- und in einen Zah-

lungsbeitrag bei der Ermittlung des Eigenkapitalbeitrags unterschieden werden. Haftungs- 

und Zahlungsbeitrag stellen erfolgsrechnerische Korrekturen am traditionell ermittelten Zins-

konditionsbeitrag dar. Der traditionell ermittelte Fristentransformationsbeitrag bleibt dagegen 

von einer Separierung des Eigenkapitalbeitrags unberührt. Zu bemerken ist noch, daß im Ver-

                                                           
13 Vgl. dazu auch Blattmann (1987), S. 622 u. 624; Bieg/Krämer/Waschbusch (2003). 
14 Vgl. hierzu die Quellen aus den Fußnoten 17 bis 19. 
15 Beispielhaft für die unterschiedliche Auffüllung der Reservoire mit Haftungs- und Zahlungsqualität seien 

hier nur genannt: Kapitalerhöhungen gegen Einlagen zu pari sowie Haftungsübernahme durch anerkanntes 
freies Vermögen. Deppe (1978), S. 41. 



 8

gleich zu den traditionellen Erfolgsbeiträgen der Eigenkapitalbeitrag nur einen Bruttobeitrag 

darstellt, da die Renditeerwartungen der Eigenkapitalgeber noch nicht berücksichtigt werden. 

Im folgenden soll vereinfachend davon ausgegangen werden, daß eine Zuführung von Eigen-

kapital die Reservoire der Zahlungs- und Haftungssphäre um den Betrag der Eigenkapitaler-

höhung unter Berücksichtigung reservoirspezifischer Koeffizienten auffüllt. Der Eigenkapi-

talbeitrag (EKB) stellt sich sodann als Summe der Haftungsbeiträge (HB) und der Zahlungs-

beiträge (ZB) dar: 

EKB = . HB ZBi
i

m

j
j

n

∑ ∑+

Den Haftungsbeitrag des Eigenkapitals berechnet man aus der Summe der mit den jeweiligen 

Schattenpreisen (ui) bewerteten Engpässe i der Haftungssphäre. Der Zahlungsbeitrag stellt das 

mit dem fristenstrukturkongruenten Opportunitätszinssatz für langfristiges Fremdkapital be-

wertete Eigenkapitalvolumen dar. 

 
4 Separierung des Eigenkapitalbeitrags bei einem Engpaß 
4.1 Ermittlung der zinsüberschußmaximierenden Bilanzstruktur 
 
In Teil 4 wird die Ermittlung des Eigenkapitalbeitrags an einem Beispiel vorgestellt, wobei 

der Einfachheit halber nur ein Engpaß in der Haftungssphäre der Bank vorliegt. Die Ermitt-

lung des Eigenkapitalbeitrags vollzieht sich in den folgenden drei Schritten: Zuerst ist die 

zinsüberschußmaximierende Bilanzstruktur zu berechnen. Anschließend wird der Schatten-

preis der wirksamen Restriktion errechnet, so daß im letzten Schritt die Erfolgsbeiträge ermit-

telt werden können. Darüber hinaus wird zum Schluß noch auf einige steuerungsrelevante 

Implikationen eingegangen. 

Begonnen wird an dieser Stelle mit dem ersten Schritt: In der in Übersicht 2 dargestellten 

Bankbilanz sind die im Kundengeschäft zu erzielenden Zinssätze und die Bilanzvolumina der 

einzelnen Passiva gegeben. Aufgrund der Tatsache, daß die mit 2% p.a. verzinste Mindestre-

serve bei der Europäischen Zentralbank zu unterhalten und der Zinsüberschuß zu maximieren 

ist, wird das Volumen der Barreserve (A1) hier so klein wie möglich gehalten. Die Höhe der 

Barreserve bestimme sich daher ausschließlich aus der Mindestreserve.16 Die Mindestreserve-

sätze betragen jeweils 2% für Sicht- und Spareinlagen. Im vorliegenden Falle beträgt A1: 

A1 = 0,02P1 + 0,02P2 = 0,02 · 30 + 0,02 · 50 = 1,6 €. 

                                                           
16 Die unverzinsliche Liquiditätsreserve beträgt daher Null. Vgl. im Gegensatz dazu Übersicht 1. 
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Übersicht 2: Bankbilanz zur zinsüberschußmaximierenden Bilanzstruktur 

   Bankbilanz  
SZ  GKMZ TGZ Aktiva in Mio. € Passiva in Mio. € TGZ GKMZ HZ 
2%  3% 3% A1  Barreserve = Mindest- 

      reserve 
? 30 Sichteinlagen  P1 

(Nichtbanken)  
3% 3% 0,5%

7% 7% 3% A2  Bundesanleihen ? 50 Spareinlagen  P2 3% 5% 3% 
10% 3% 3% A3  Kontokorrentkredit  

      (Nichtbanken) 
? 14 Sparbriefe  P3 

(RLZ 4 Jahre)  
3% 6% 6% 

8% 7% 3% A4  Realkredit  
      (RLZ 5 Jahre; innerhalb  
      60% Beleihungsgrenze) 

? 6 Eigenkapital  P4 3% 7% ?a

 DBS           100 100     DBS  
a Renditeerwartungen der Eigenkapitalgeber bleiben vorerst unberücksichtigt. 
SZ = Sollzinssatz; GKMZ = Geld- oder Kapitalmarktzinssatz; TGZ = Tagesgeldzinssatz; HZ = Habenzinssatz; 
RLZ = Restlaufzeit; DBS = durchschnittliche Bilanzsumme. 
 
Als nächstes sollen die verbleibenden 98,4 € (98,4 = 100 – 1,6) so auf die Aktiva A2, A3 und 

A4 verteilt werden, daß bei Einhaltung der Solvabilitäts- und Liquiditätsgrundsätze (Grund-

sätze I und II) der Zinsüberschuß – also die Differenz aus Zinserträgen und Zinsaufwendun-

gen – maximiert wird.17 Dazu werden folgende fünf Bedingungen aufgestellt, die aus vier 

Nebenbedingungen (Restriktionen 0 bis 3) und einer Hauptbedingung, nämlich der Zinsüber-

schußgleichung als Zielfunktion, bestehen:  

Bedingung 0 (Bilanzrestriktion): 

A1 +A2 + A3 + A4 = P1 + P2 + P3 + P4 = 100 €. 

Bedingung 1 (Restriktion GS I18): 

A3 + 0,5A4 ≤ 12,5P4, 

mit 12,5P4 = 12,5 · 6 = 75 €. 

Bedingung 2 (Restriktion GS II19): 

1
0,1P0,1P
AA

21

21 ≥
+
+  

A1 + (100 – A1 – A3 – A4) ≥ 0,1 · 30 + 0,1 · 50 

A3 + A4 ≤ 92 €. 

                                                           
17 Vgl. zu den Mindestreservevorschriften Fußnote 7 und zu den Grundsätzen I und II Bieg/Krämer/Wasch-

busch (2003); Hartmann-Wendels/Pfingsten/Weber (2004). 
18 Die gewichtete Risikoaktiva darf das 12,5fache des haftenden Eigenkapitals nicht übersteigen. Realkredite im 

Rahmen der Beleihungsgrenze (A4) werden nur zu 50% angerechnet. Boos/Schulte-Mattler (1993), S. 359f.; 
Bieg/Krämer/Waschbusch (2003), S. 130. Vgl. auch § 13 Abs. 4 Grundsatz I über die Eigenmittel der Institu-
te in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Oktober 1997; zuletzt geändert durch die Bekanntmachung 
vom 20. Juli 2000. 

19 Die Anrechnungsfaktoren von 10% für P1 und P2 ergeben sich nach § 4 der „Bekanntmachung über die Än-
derung und Ergänzung der Grundsätze über die Eigenmittel und die Liquidität der Institute vom 25. Novem-
ber 1998“. Vgl. auch Deutsche Bundesbank (1999); Bieg/Krämer/Waschbusch (2003), S. 260-276. 
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Bedingung 3 (Nichtnegativität): 

Entscheidungsvariable ≥ 0. 

Bedingung 4 (Zinsüberschuß):  

ZÜ = SZA1A1 + SZA2A2 + SZA3A3 + SZA4A4 – HZP1P1 – HZP2P2 – HZP3P3  → max.! 

ZÜ = SZA1A1 + SZA2A2 + SZA3A3 + SZA4A4 – 2,49 

ZÜ = 0,02 · 1,6 + 0,07(98,4 – A3 – A4) + 0,1A3 + 0,08A4 – 2,49 

ZÜ = 0,03A3 + 0,01A4 + 4,43  → max.! 

Übersicht 3: Beschränkungspolyeder für A3 und A4

A4

A3
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Die Lösung der Bedingungen 1 bis 4 kann mit Hilfe der linearen Programmierung geschehen. 

Da man sich hier nur im zweidimensionalen Raum bewegt, soll die Lösung aufgrund ihrer 

besseren Anschaulichkeit graphisch erfolgen.20 Dazu werden diese Bedingungen nach A3 auf-

gelöst und in ein A4-A3-Koordinatensystem eingezeichnet (Übersicht 3). Die Bedingungen 1 

und 2 bilden zusammen mit den Koordinatenachsen (Bedingung 3) den Rand des Beschrän-

kungspolyeders. Die optimale Kombination von A3 und A4 liegt dort, wo die Zinsüberschuß-

gerade (Bedingung 4) im zulässigen Bereich (Beschränkungspolyeder) am weitesten nach 

„Nordost“ wandert. Dies ist der Fall im Punkt (A4 = 0; A3 = 75), wo die Zinsüberschußgerade 

den Beschränkungspolyeder gerade noch tangiert. Als zinsüberschußmaximierende Bilanz-
                                                           
20 Vgl. zur Vorgehensweise bei der graphischen Lösung linearer Optimierungsmodelle unter anderen auch Loh-

mann/Enke/Körnert (1995), S. 117-131. 
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struktur ergibt sich dann: A1 = 1,6 €, A2 = 23,4 €, A3 = 75 € und A4 = 0 €. Nach Einsetzen 

dieser Werte in Bedingung 4 erhält man einen Zinsüberschuß von 6,68 €. 

 
4.2 Ermittlung des Schattenpreises der wirksamen Restriktion 
 
Der Schattenpreis21 des Eigenkapitals bezieht sich hier auf die von ihm verursachte Restrikti-

on im Grundsatz I und wird im zweiten Schritt ermittelt, indem man die mit dem Eigenkapital 

im Zusammenhang stehende engpaßverursachende Restriktion um eine Einheit ausdehnt und 

dann die Wirkung auf den Zinsüberschuß untersucht. Die Differenz zwischen dem nach und 

vor der Restriktionslockerung berechneten Zinsüberschuß stellt den Schattenpreis der Restrik-

tion dar und kann in den Schattenpreis des Eigenkapitals umgerechnet werden. Es ist aller-

dings zu berücksichtigen, daß der aus dem Schattenpreis des Grundsatzes I abgeleitete Schat-

tenpreis des Eigenkapitals nur dann Gültigkeit besitzt, wenn die qualitative Struktur der Lö-

sung unverändert bleibt: 

ZÜ = 0,03A3 + 0,01A4 + 4,43 

mit A3 = 75 und A4 = 0      mit A3 = 75 + 1 und A4 = 0 

ZÜalt = 6,68          ZÜneu = 6,71 

⇒ ∆ZÜ = ZÜneu – ZÜalt = 0,03. 

Der Schattenpreis (uI) des Grundsatzes I beträgt in diesem Fall 0,03. Das heißt, daß durch 

Lockern der Restriktion Grundsatz I um eine Einheit der Zinsüberschuß um 0,03 Einheiten 

steigt. Dabei ist zu beachten, daß die Erweiterung des Reservoirs Grundsatz I um eine Einheit 

im vorliegenden Fall nur durch Zuführung von 0,08 (1/12,5) Einheiten Eigenkapital gesche-

hen kann. Der Schattenpreis des Eigenkapitals darf hier aber beispielsweise nicht auf die Zu-

führung von zwei Einheit Eigenkapital (= 2.000.000 €) bezogen werden, da das zu einer Er-

höhung des Reservoirs Grundsatz I um 25 Einheiten (= 2 · 12,5 Einheiten oder 25.000.000 €) 

führen würde und die qualitative Struktur der Lösung durch das Wirksamwerden weiterer 

Restriktionen – in Übersicht 3 repräsentiert durch die Bedingung 2 – nicht mehr erhalten blie-

be.22 Bezieht man den Schattenpreis des Eigenkapitals jedoch auf 1 € Eigenkapitalerhöhung, 

dann beträgt er 0,375 (= 12,5 · 0,03). 

 
                                                           
21  Zum Schattenpreis in linearen Optimierungsmodellen vgl. ausführlich Lohmann/Enke/Körnert (1995), S. 

115-160. Vgl. zur Anwendung der Schattenpreise auf Probleme in Bankbetrieben die grundlegenden Ausfüh-
rungen in Deppe (1969), S. 184ff. 

22 Die qualitative Struktur der Lösung bleibt im Beispiel nur bis zu einer Eigenkapitalerhöhung um 1,36 Mio. € 
erhalten [(92.000.000 – 75.000.000) : 12,5 = 1.360.000]. 
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4.3 Ermittlung der Erfolgsbeiträge 
 
Im Rahmen der Ermittlung der Erfolgsbeiträge werden im dritten Schritt die Zinskonditions-

beiträge für Aktiva (ZKBA) und Passiva (ZKBP), der Fristentransformationsbeitrag (FTB) 

sowie der Eigenkapitalbeitrag (EKB) berechnet. Die Zinskonditionsbeiträge werden für die 

Aktiva und Passiva getrennt berechnet. Ausgangsbasis für diese Berechnung stellt die Über-

sicht 2 dar. Im folgenden wird zuerst der Zinskonditionsbeitrag der Aktiva ermittelt. Bei A1 

entfällt im Beispiel der Zinskonditionsbeitrag wegen der „Nettorechnung“ im Rahmen der 

Mindestreserve (vgl. auch die Berechnungen zu P1 und P2 weiter unten).23 Bei den das Reser-

voir Grundsatz I belastenden Aktiva muß vom traditionell berechneten Zinskonditionsbeitrag 

die Beanspruchung des Grundsatzes I abgezogen werden. Die Beanspruchung wird dabei aus 

dem Produkt aus Menge (Volumen Ai), Gewichtungsfaktor (A3 mit 100%, A4 mit 50%) und 

Preis (Schattenpreis des Engpasses Grundsatzes I) berechnet und erfolgsrechnerisch dem Ei-

genkapital zugeschlagen. Bei der Berechnung der Zinskonditionsbeiträge der Passiva wird im 

Rahmen der „Nettorechnung“ zur Mindestreserve der Reservesatz in Höhe von 2% für das 

alternative fristenstrukturkongruente Geld- oder Kapitalmarktgeschäft für P1 und P2 berück-

sichtigt. Der Zinskonditionsbeitrag (ZKBA und ZKBP) beträgt insgesamt 4,71 €. Er verteilt 

sich mit 3 € auf die Aktiva und mit 1,71 € auf die Passiva ohne Berücksichtigung des Eigen-

kapitals. 

ZKBA1 = (0 – 0,03)(1,6 – 1,6) = 0 € 

ZKBA2 = (0,07 – 0,07) · 23,4  = 0 € 

ZKBA3 = (0,1 – 0,03) · 75 – 75 · 1 · 0,03 = 3 € 

ZKBA4 = (0,08 – 0,07) · 0 – 0 · 0,5 · 0,03 = 0 € 

ZKBP1 = 30 · 0,98 · 0,03 – 30 · 0,005 + 0,6 · 0,02 = 0,74 € 

ZKBP2 = 50 · 0,98 · 0,05 – 50 · 0,03 + 1,0 · 0,02 = 0,97 € 

ZKBP3 = (0,06 – 0,06) · 14 = 0 € 

ZKB = ZKBA + ZKBP = 3 + 1,71 = 4,71 €. 

Die Fristentransformationsbeiträge werden für die Aktiva und Passiva rechentechnisch ge-

trennt ermittelt. Ausgangsbasis für diese Berechnung stellt wiederum die Übersicht 2 dar. Bei 

der Berechnung der Fristentransformationsbeiträge der Passiva wird die Mindestreserve bei 

den Opportunitätsgeschäften der mit Mindestreserve belasteten Passiva in Höhe von jeweils 

2% für Sichteinlagen (P1) und für Spareinlagen (P2) berücksichtigt. Der Fristentransformati-
                                                           
23 Wie zur „Nettorechnung“ weiter oben erläutert, werden in Höhe der Mindestreserve die Barreserve und die 

Opportunitätsgeschäfte der mit Mindestreserve belasteten Passiva gekürzt. 
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onsbeitrag beträgt insgesamt -0,70 €. Aussagekraft besteht wegen der willkürlichen Festle-

gung des Tagesgeldzinssatzes als Referenzzinssatz nur bezüglich der Gesamtsumme aller 

aktivischen und passivischen Fristentransformationsbeiträge und nicht bezüglich einzelner 

Bilanzpositionen oder Bilanzseiten. 

FTBA1 = (0,03 – 0,03)(1,6 – 1,6) = 0 € 

FTBA2 = (0,07 – 0,03) · 23,4 = 0,94 € 

FTBA3 = (0,03 – 0,03) · 75 = 0 € 

FTBA4 = (0,07 – 0,03) · 0 = 0 € 

FTBP1 = (0,03 – 0,03) · 30 · 0,98 = 0 € 

FTBP2 = (0,03 – 0,05) · 50 · 0,98 = -0,98 € 

FTBP3 = (0,03 – 0,06) · 14 = -0,42 € 

FTBP4 = (0,03 – 0,07) · 6 = -0,24 € 

FTB = FTBA + FTBP = 0,94 – 1,64 = -0,70 €. 

Im Rahmen des Eigenkapitalbeitrags muß zwischen dem Haftungs- und Zahlungsbeitrag un-

terschieden werden. Der Haftungsbeitrag entsteht durch den Engpaß in Grundsatz I und wird 

hier berechnet aus dem Produkt von Eigenkapitalvolumen, reservoirspezifischem Koeffizien-

ten und Schattenpreis des Engpasses. Der Zahlungsbeitrag ermittelt sich aus dem Produkt von 

Eigenkapitalvolumen und dem Opportunitätszinssatz für langfristiges Fremdkapital. Der Ei-

genkapitalbeitrag beträgt insgesamt 2,67 €. 

1. Eigenkapital-Haftungsbeitrag: 6 · 12,5 · 0,03 = 2,25 € 

2. Eigenkapital-Zahlungsbeitrag: 6 · 0,07 = 0,42 € 

EKB = HB + ZB = 2,25 + 0,42 = 2,67 €. 

Im Rahmen einer Probe der ermittelten Ergebnisse, muß die Summe der drei Erfolgsbeiträge 

mit dem berechneten Zinsüberschuß in Höhe von 6,68 übereinstimmen: 

ZKB + FTB + EKB = 4,71 – 0,70 + 2,67 = 6,68 € = ZÜ. 

 
4.4 Steuerungsrelevante Implikationen 
 
Weiterhin läßt sich die Rendite des Eigenkapitals aus dem Quotienten von Eigenkapitalbei-

trag und Volumen des Eigenkapitals bestimmen: EKr = 2,67 : 6 = 0,445 = 44,5% p.a. Die er-

rechnete Eigenkapitalrendite kann man in einem weiteren Schritt den Renditeforderungen der 

Eigenkapitalgeber gegenüberstellen. Zieht man vom bisher berechneten Bruttoeigenkapital-

beitrag die Renditeerwartungen der Eigenkapitalgeber ab, so erhält man unmittelbar den Net-
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toeigenkapitalbeitrag. Ein positiver Nettoeigenkapitalbeitrag signalisiert, daß eine Zuführung 

von Eigenkapital sinnvoll ist, da bei der gegebenen Marktsituation und den bestehenden Eng-

pässen eine Steigerung des Zinsüberschusses auch unter Berücksichtigung kalkulatorischer 

Eigenkapitalkosten einträte. Angenommen sei nun eine Renditeerwartung der Eigenkapital-

geber in Höhe von 20% p.a. Da die Eigenkapitalrendite 44,5% p.a. beträgt, ergibt sich ein 

Nettoeigenkapitalbeitrag von 24,5% p.a. (0,445 – 0,2 = 0,245).  

Die Renditeforderung der Eigenkapitalgeber in Höhe von 20% p.a. läßt sich in zwei Kompo-

nenten zerlegen, nämlich in einen Renditeanteil, welcher der Renditeforderung langfristiger 

Fremdkapitalgeber entspricht (im Beispiel 7% p.a.), und in einen Haftungszuschlag in Höhe 

von 13% p.a. (0,2 – 0,07 = 0,13). Damit lassen sich der Nettohaftungsbeitrag und der Netto-

zahlungsbeitrag des Eigenkapitals berechnen: 

1. Eigenkapital-Haftungsbeitrag (netto): 6 · 12,5 · 0,03 – 6 · 0,13 = 1,47 € 

2. Eigenkapital-Zahlungsbeitrag (netto): 6 · (0,07 – 0,07) = 0 € 

EKB (netto) = HB + ZB = 1,47 + 0 = 1,47 €. 

Der Nettoeigenkapitalbeitrag beträgt demnach 1,47 €. Dies entspricht 24,5% p.a. (1,47 : 6) 

und damit der Differenz aus der Eigenkapitalrendite (44,5% p.a.) und der Renditeforderung 

der Eigenkapitalgeber (20% p.a.). Zu berücksichtigen ist, daß der Nettozahlungsbeitrag bei 

der hier vorgestellten Vorgehensweise immer gleich Null ist. Dies ist deshalb der Fall, weil 

der Zahlungsbeitrag einen Opportunitätszinssatz in Form eines fristenstrukturkongruenten 

Kapitalmarktzinssatzes berücksichtigt, der bei der später erfolgten Ermittlung des Nettozah-

lungsbeitrags gleichzeitig als fiktiver „Habenzinssatz“ für die Zahlungsleistungen der Eigen-

kapitalgeber angesetzt wurde. 

Der positive Nettohaftungsbeitrag des Eigenkapitals signalisiert, daß eine Beschaffung von 

Eigenkapital in Haftungsqualität sinnvoll ist. Dies kann beispielsweise mittels einer Eigenka-

pitalzuführung durch anerkanntes freies Vermögen geschehen (§ 64e Abs. 5 KWG). Da der 

Nettozahlungsbeitrag des Eigenkapitals gleich Null ist, kommt gleichermaßen eine Beschaf-

fung von Eigenkapital in Zahlungs- und Haftungsqualität in Frage, wie das zum Beispiel im 

Rahmen einer Grundkapitalerhöhung gegen Einlagen der Fall wäre. 
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5 Fazit 
 
In Theorie und Praxis des Bankcontrolling hat sich die Marktzinsmethode inzwischen durch-

gesetzt. Wegen der unterschiedlichen Verantwortlichkeiten wird bei der Marktzinsmethode 

der Zinsüberschuß einer Bank traditionell aufgespalten in die Zinskonditionsbeiträge im Ak-

tiv- und Passivgeschäft einerseits und den Fristentransformationsbeitrag andererseits. Wäh-

rend für die Zinskonditionsbeiträge Kundenberater oder auch Filialleiter zuständig sind, trifft 

die Verantwortung für den Fristentransformationsbeitrag die Zentraldisposition. Wir haben 

wegen der Bedeutung des Eigenkapitals für Banken und auch wegen der Verantwortung des 

Vorstands für die Steuerung des Gesamtrisikos der Banken den gesonderten Ausweis eines 

Eigenkapitalbeitrags vorgeschlagen. 

Im Rahmen der modellmäßigen Darstellung des gesonderten Ausweises eines Eigenkapital-

beitrags kam uns zu Hilfe, daß die mögliche Engpaßwirkung des begrenzten Eigenkapitals am 

Beispiel des Grundsatzes I gut demonstriert werden kann. Ähnliche limitierende Wirkungen 

des Eigenkapitals ließen sich aber auch bei der Vergabe von Großkrediten oder beim Erwerb 

von Beteiligungen aufzeigen. Bei der Modellierung des Eigenkapitalbeitrags beschränkten wir 

uns auf eine einperiodige Betrachtungsweise und gingen in drei Schritten vor: Im Anschluß 

an die zinsüberschußmaximierende Bilanzstruktur wurde der Schattenpreis der wirksamen 

Restriktion berechnet, um dann die Zinskonditions-, Fristentransformations- und Eigenkapi-

talbeiträge ermitteln zu können. Wir folgen damit letztlich auch dem „Ausgleichgesetz der 

Planung“ nach Gutenberg, indem wir uns bei der betrieblichen Planung am schwächsten Teil 

des Betriebs, nämlich dem Engpaß, orientieren.24 Mit der Separierung des Eigenkapitalbei-

trags werden die Erfolgsbeiträge nach der Marktzinsmethode um einen Bestandteil ergänzt, 

der zur Steuerung liquiditätsmäßig-finanzieller Mechanismen in Bankbetrieben unerläßlich 

ist. 

                                                           
24 Gutenberg (1983), S. 163-165. 
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